
01.12.2008

Lieber Winfried,

schönen Dank für die von Dir an uns gerichteten Fragen zum Aufruf zur

Unterschriftensammlung zu Afghanistan. Unterdessen haben die Initiatoren der

Unterschriftenliste, Winne Hermann und Hans-Christian Ströbele ja auch schon geantwortet.

Wir als Unterstützer möchten uns dem Schreiben der Initiatoren anschließen und um einige

wenige Aspekte ergänzen. Wir sind der Meinung, dass viele Deiner Fragen bereits durch den

Göttinger Beschluss, in dem Alternativen zum militärischen Engagement in Afghanistan

aufgezeigt sind, beantwortet wurden. Wir sind auch der festen Überzeugung, dass zahlreiche

Alternativen angesprochen, diskutiert und vorgeschlagen worden sind, gerade auch von Dir.

Wir möchten ausdrücklich hervorheben, dass uns gerade auch dein Engagement bezüglich

Afghanistan Aufforderung war und ist, uns ermutigt hat, den europäischen, den deutschen

Anteil am Afghanistan Einsatz in den Blick der Öffentlichkeit zu rücken. Aber auch von

Bundeswehrsprechern und Sprecher/innen der wenigen verbliebenen Hilfsorganisationen,

auf die nicht nur wir uns beziehen, wurde die Notwendigkeit betont, die Prioritäten hin zu

zivilen Mitteln zu verändern und es wurden immer wieder Vorschläge unterbreitet, wie das

gehen könnte. Deshalb glauben wir, dass die von Dir aufgeworfenen Fragen, weitgehend

beantwortet sind. Wir haben uns zur Unterstützung der Unterschriftensammlung

entschlossen, weil die Befürchtung, die Umsetzung scheitere mangels Interesse an einem

Strategiewechsel in der Bundesregierung, dem sich verfestigenden Glauben gewichen ist,

eben dieses mangelnde Interesse und Verständnis für die Situation in Afghanistan in der

Bundesregierung ist ein zentrales Hemmnis für die Notwendige Änderung der deutschen und

europäischen Afghanistanpolitik.

Wir sind der festen Überzeugung, dass die Bundesregierung nicht freiwillig ihre Politik

ändern wird, sondern dass dazu die öffentliche, kritische Diskussion verstärkt werden muss.

Erst wenn die Waffen schweigen, der Terror und Selbstmordterror aber eben auch die

zunehmend vollkommen undifferenzierten Angriffe, die wie in modernen Kriegen üblich, vor

allem die Zivilbevölkerung treffen und zu Opfern machen, beendet werden, ist an eine

hoffnungsfrohe Zukunft für Afghanistan zu denken. Wir sind geradezu entsetzt vom

Vorgehen der OEF-Einsatzkräfte, die scheinbar für einen "getöteten Terroristen zehn

getötete Zivilisten in Kauf" nimmt. Wir befürchten, dass diese Form der Kriegführung von

Nato und ISAF übernommen werden könnte, sollte das Oberkommando immer mehr unter

US-Kontrolle gestellt werden.



Der letzte Absatz im Schreiben zur Unterschriftensammlung ab "Ein 'Weiter so' ..." beschreibt

erkennbar, worum es geht und was getan werden müsste. Das ist zwar die Kürzestfassung

all dessen, was andernorts und von den verschiedensten Kenner/innen der Sachlage seit

Jahren gefordert wird und wurde, geschuldet dem Stilmittel des Aktionsaufrufes.

Die große Mehrheit der Bevölkerung, wenn auch unterschiedlich intendiert, lehnt diesen

Einsatz ebenso ab, wie sie den Irak-Krieg abgelehnt hat. Diese Ablehnung ist nicht zu

verwechseln mit mangelnder Hilfsbereitschaft. Nach wie vor und trotz Krise sind die

Menschen weiterhin ziemlich spendenfreudig, immer dann, wenn sie den Sinn und den

Nutzen für die Menschen erkennen, denen geholfen werden soll. Da sind zum Beispiel

Menschen in den vergangenen Jahren auf eigenes Risiko und auf eigene Kosten mit voll

geladenen LKW nach Afghanistan aufgebrochen, um zu helfen. All das ist bekannt und die

sinkende Hilfsbereitschaft für Afghanistan ist direktes Ergebnis der katastrophalen Politik,

eben auch unserer europäischen Regierungen und last but first, der Bush-Regierung. Auch

in der Zeit unserer GRÜNEN Regierungsbeteiligung meinen wir, wurden Fehler gemacht und

unsere Beteiligung betreffend, sollten wir uns selbstkritisch damit auseinander setzen

Deine Fragen im Rahmen eines solchen Aktionsaufrufes beantworten zu wollen, würde den

Aufruf letztlich zu einer umfangreichen Fachdiskussion "Wie weiter in Afghanistan" machen.

Dafür – diese Diskussion in unsere Partei zu tragen, dafür, diese Diskussion in die

Gesellschaft zu tragen, hast gerade Du sehr viel beigetragen, haben gerade die

Initiator/innen und die Unterstützer/innen des Aufrufes sehr viel getan. Diese Arbeit war

unseres Erachtens bereits sehr erfolgreich. Auch auf die Gefahr hin, uns zu wiederholen:

Was offenkundig noch fehlt, ist der Wille zur Umsetzung in der Bundesregierung.

Wir hoffen mit dem Aufruf zu erreichen, dass die Verantwortlichen den politischen Willen der

Bevölkerung endlich ernst nehmen, statt ihn beständig zu ignorieren. Und der politische Wille

ist unserer Meinung nach:

Endlich ernst zu machen mit der Hilfe für die Menschen in Afghanistan, dem Wiederaufbau

und sie sollen das kriminelle Missverhältnis militärischen Auftrumpfens einerseits versus

Bereitstellung ziviler Mittel andererseits, umkehren. Sie sollen endlich eine Strategie

vorlegen, die den Einsatz von internationalen, Krieg führenden Militäreinheiten erkennbar,

verantwortungsbewusst und in überschaubarem Rahmen beendet. 

Drücken sich die Befürworter dieser Art von Militäreinsätzen weiter davor, eine solche

Strategie zu entwickeln, wird mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit kein Abzug im

Erfolg zu erwarten sein, sondern heillose und chaotische Flucht mit allen

menschenverachtenden Folgen. Eben das wäre der Gipfel an Verantwortungslosigkeit. Dass



dies keine abwegige Spekulation ist, darauf weisen etliche Militäreinsätze die so endeten,

hin, nicht nur das Vietnam-Debakel für Frankreich und die USA, bzw. Afghanistan für die

ehemalige UDSSR.

Der "Spiegel" dieser Woche berichtet, dass sich der künftige US-Präsident, verkürzt gesagt,

gewisse positive Seiten des ISAF – Einsatzes zu eigen machen möchte. Dies zumindest

wäre ein Fortschritt. Darin liegt Chance und Hoffnung, dass sich ISAF nicht etwa in Richtung

der OEF – und der NATO-Doktrin anpasst (was zu befürchten ist), sondern umgekehrt. Ob

das am Ende nur taktische Lippenbekenntnisse der neuen US-Regierung bleiben, wissen wir

heute noch nicht. Eines ist jedoch erkennbar – die Bundesregierung scheint diesen

möglichen Kurswechsel noch nicht in ihre Überlegungen einzubeziehen. Die

Bundesregierung in dieser Frage positiv zu beflügeln, könnte die Sammlung möglichst vieler

Unterschriften unterstützen.

Dass du in den kommenden Monaten Eckpunkte für eine Erfolgs- und Abzugsstrategie mit

der Bundestagsfraktion vorlegen möchtest, sehen wir als den richtigen und wichtigen Schritt

für die Nahe Zukunft und wir bitten Dich, unseren Aufruf als einen Baustein zur

Unterstützung für Deine Arbeit zu sehen.

Die innerparteiliche Auseinandersetzung seit dem Jahreswechsel 2005/2006, ging um die

Frage, wie man die Bundesregierung zu einer Änderung ihrer Afghanistan – Politik bewegen

kann. Die Differenzen in der Partei und Fraktion um diese Frage machten den Göttinger

Sonderparteitag überhaupt erst nötig. 

Deinen Vorschlag, unseren Aufruf weiterzuleiten – dem steht nichts im Wege, mach es, wir

freuen uns darüber. Ergänzend zu dem Vorschlag möchten wir zusätzlich vorschlagen, zu

prüfen, ob es der Bundestagsfraktion möglich wäre, eine Initiative auf den Weg zu bringen,

den Menschen aus Afghanistan, die unsere Unterstützung haben und mehr Unterstützung

für ihre Arbeit haben sollten, eine Reise nach Deutschland zu ermöglichen und den direkten,

persönlichen Dialog zu organisieren. Eventuell wären für eine solche Initiative sogar

parteiübergreifend Politiker/innen, aber auch Hilfsorganisationen, Kirchengemeinden und so

weiter, zu gewinnen.

Peter Alberts, Ralf Henze, Karl-Wilhelm Koch, Simon Lissner, Barbara Richter, Matthias

Schneider, Robert Zion (Unterstützer/in und Unterzeichner/in des Aufrufes "Den Krieg in

Afghanistan beenden"




